
RRRRiiiittttrrrroooonnnneeeennnnffffaaaalllltttteeeeZZZZ
Berliner Bündnis für die Freilassung von Axel H., Harald G. & Sabine E. NULLNUMMER - Februar 2000

www.freilassung.de/

JVA Wuppertal, 22.12.1999

Hallo Ihr Lieben,jetzt ist der MehringHof doch noch

fast pünktlich zum 20-Jährigen in

die Schlagzeilen geraten, und die

Massen scharen sich schützend und

diskutierend um und in ihm.Ich ha-

be das alles erst gestern beim An-

waltsbesuch erfahren und war da-

nach ganz aufgeregt. Selbst die

Knackies, mit denen ich heute

sprechen konnte, wußten alle schon

Bescheid und waren tief beein-

druckt.
(...)

Briefe aus dem Knast
Tausend blaue Scheine
Der letzte Kronzeuge
Hintergründe
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Kontakt:

Um künftig die betroffenen Büros von
FFM und MehringHof zu entlasten, bit-
ten wir alle Interessierten sich zu den
angegebenen Öffnungszeiten in unse-
rem neuen Soli-Büro zu melden.Telefo-
nische Anfragen, Faxe, Post und E-mail
werden so schnell wie möglich beant-
wortet.

If You want to get in touch with the soli-
darity-groups for the release of Axel,
Harald and Sabine in the MehringHof
please contact the following new ad-
dress at the given time. We will try to
answer all snail mail-, e-mail-, phone-
and fax-requests as soon as possible.

Organisation: Soli-Büro im Mehringhof
Postanschrift: Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin
Tel/Fax: 0049/(0)30/ 6938318
Email: info@freilassung.de
Öffnungszeit: Montag 16 - 19 Uhr

Und nochmal für alle: Schreibt den Gefangenen, sie
brauchen unsere Unterstützung und Solidarität! 
(siehe S.5)

Montag, 27.1
2.1999

Hallo Ihr,

mit diesem B
rief möchte 

ich mich ers
t einmal für

 die Telegra
mme von vers

chiedenen

Mehringhof-P
rojekten bed

anken, die h
eute (27.12.

 und der Ab
sendetag war

 der 21.12.)

hier eingetr
offen sind. 

Die Telegram
me waren die

 erste Post,
 die ich vo

n draußen er
-

halten habe 
und insofern

 haben sie 
mich dann au

ch besonders
 gefreut. Es

 sind wohl

noch mehr al
s diese 5 T

elegramme (4
 x Mehringho

f, 1 x RA´i
nnen Neuenbu

rgerstraße,

auch hier he
rzlichen Dan

k) heute ang
ekommen, abe

r die andere
n sind mir 

noch nicht

ausgehändigt
 worden, wei

l der Genera
lbundesanwal

t sie doch 
gerne als Er

ster lesen

will. Von de
m, was in B

erlin am 19.
12. von den 

Bullen heimg
esucht wurde

, weiß ich

kaum etwas. 
Stimmt das e

igentlich, w
ie ich das 

in der FR i
n einem Nebe

nsatz gelese
n

habe, daß de
r Mehringhof

 von 1000 B
ullen durchs

ucht wurde? 
Das muß doch

 wohl ein

Druckfehler 
sein oder sp

innen die je
tzt total? W

o sie Axel 
hin verschle

ppt haben,

weiß ich auc
h nicht.Ich 

denke, daß i
ch es hier 

in der JVA 
Düsseldorf n

och vergleic
hs-

weise gut ha
be, insbeson

dere, wenn i
ch bedenke, 

was ich in 
der Vergange

nheit über

Knast und Ha
ftbedingunge

n so alles 
gelesen habe

. Ich bin h
ier zwar in 

“Sicherheits
-

haft”, d.h. 
Einzelzelle,

 Ausschluß v
on allen Gem

einschaftsve
ranstaltunge

n, keine Tei
l-

nahme am Ums
chluß der an

deren Knacki
s, nur gemei

nsamer Hofga
ng mit den 

Anderen. Der

findet aller
dings auch n

ur statt, we
nn das Wette

r nicht zu 
schlecht ist

. In der ei
nen

Woche, die i
ch jetzt hie

r bin, ist 
der Hofgang 

schon zweima
l ausgefalle

n und dann

verbringe ic
h 24 Stunden

 in meiner 
Einzelzelle,

 nur unterbr
ochen von de

r Essensausg
a-

be. Allerdin
gs bin ich 

von den Schl
ießern hier 

schon in den
 ersten zwei

 Tagen mit

Fernseher, R
adio und ein

 paar Bücher
n aus der G

efängnisbüch
erei versorg

t worden, so

daß ich in 
dieser Zelle

 zumindest e
twas Ablenku

ng und eine 
Beschäftigun

g habe. Seit

letzten Frei
tag läuft au

ch das Abo 
der FR, so 

daß ich auch
 auf diesem 

Wege wieder 
et-

was davon mi
tbekomme, wa

s draußen so
 passiert. D

as Essen ist
 hier wohl 

so wie Knast
-

Essen wohl i
mmer ist: me

istens ein z
iemlicher Fr

aß. Zu der 
Behandlung d

urch die

Schließer ka
nn ich zumin

dest bis jet
zt nichts ne

gatives sage
n, ihr Job 

ist halt

Schließer, a
ber mir gege

nüber waren 
sie bisher ü

berwiegend k
orrekt und f

reundlich.Al
-

so von den 
äußeren Bedi

ngungen, wen
n ich das e

ingesperrt s
ein mal auße

r Acht lasse
,

hätte es ver
mutlich deut

lich schlech
ter kommen k

önnen.Naja u
nd innerlich

 läßt mich

das, was mir
 da alles v

orgeworfen w
ird und was 

der Kronzeug
e so alles 

erzählt, noc
h

relativ ruhi
g und gelass

en, auch wen
n ich glaube

 (oder befür
chte), daß i

ch vor Begin
n

des Gerichts
verfahrens n

icht aus der
 Haft entlas

sen werde.He
ute nachmitt

ag waren dan
n

mal wieder z
wei BKA-Bull

en hier und 
haben versuc

ht, mir zum 
wiederholten

 Male ihr

Auslaufmodel
l schmackhaf

t zu machen.
 Zum 31.12. 

läuft die Kr
onzeugenrege

lung aus und

ich solle do
ch mal schne

ll meine let
zte Chance e

rgreifen, al
s Kronzeuge 

aussagen,

straffrei da
von kommen u

nd anschließ
end im Rahme

n des Zeugen
schutzprogra

mmes mit neu
-

er Identität
 woanders we

iter zu lebe
n. Die Schli

eßer haben s
ich gewunder

t, wie kurz

die “Unterre
dung” mit de

n beiden BKA
-Bullen war.

 Wir haben 
und dann noc

h darauf ver
-

ständigt, da
ß sie sich 

weitere Bemü
hungen diese

r Art sparen
 und mir hi

er keine Bes
u-

che mehr abs
tatten. Und 

wie in einem
 billigen Kr

imi durfte a
m Schluß dan

n auch nicht

der Hinweis 
fehlen, daß 

irgendwelche
 Leute drauß

en Silvester
 feiern werd

en, während

ich hier sit
zen würde, u

nd ob ich e
s mir nicht 

doch noch ei
nmal überleg

en wollen wü
r-

de. Das war 
die Abwechsl

ung für mein
en Nachmitta

g.Wenn mir m
al jemand sc

hreiben will
,

geht das ver
mutlich am s

chnellsten ü
ber den Gene

ralbundesanw
alt. Ich fin

de diese

Adresse drüc
kt auch eine

 gewisse Kla
rheit aus, m

an kann nich
t so schnell

 vergessen,

wer mit lies
t. Harald Gl

öde, JVA Düs
seldorf, übe

r GBA z.Hd. 
StA Monka, B

rauerstr. 30
,

76137 Karlsr
uhe. Also no

ch einmal be
sten Dank fü

r die Telegr
amme und vie

le liebe

Grüße. 

Harald

P.S.: Vielle
icht könntet

 Ihr den Br
ief über den

 Postverteil
er [des Mehr

inghofs] wei
terleiten.
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... der glaubt auch, daß Zitronenfalter Zitronen falten!

Zeitgleich wurde die Umgebung
des MehringHofes in Berlin-Kreuz-
berg – der Arbeitsstelle von Axel
und Harald – von ca. 1.000 Polizei-
beamtInnen umstellt. BeamtInnen
verschiedener Bundesländer und
Bundesgrenzschutz samt Spezial-
einheiten durchsuchten mit Schnüf-
felhunden den MehringHof nach ei-
nem Sprengstoff- und Waffendepot,
das sich dort befinden sollte. Hohl-
räume wurden aufgestemmt, Türen
aufgebrochen, bis spät in den
Abend hinein wurden alle Räume
durchsucht – gefunden wurde
nichts.

Festgenommen wurden bei der
Durchsuchung Frank L. und Alicia
L., zwei Flüchtlinge, die sich gegen
Ende einer Fete noch am Morgen
im MehringHof aufgehalten haben.
Sie wurden in Abschiebehaft ge-
nommen und sind mittlerweile nach
Weißrußland und Bolivien abge-
schoben.

Die Verhaftungen und Durchsu-
chungen werden von der Bundes-
anwaltschaft damit begründet, daß
Tarek Mousli – der wenige Wochen
vorher von der Bundesanwaltschaft
(BAW) wegen Mitgliedschaft in den
Revolutionären Zellen (RZ) verhaf-
tet worden war – Axel H., Harald G.
und Sabine E. mit Aussagen bela-
stet habe.

Axel H. soll danach Mitglied der RZ
sein und ein Sprengstoff- und Waf-
fendepot im MehringHof “betreut”
haben.Harald G.und Sabine E.sol-
len gleichfalls Mitglieder der RZ
bzw. der Roten Zora sein und an ei-
nem Sprengstoffanschlag auf die
Zentrale Sozialhilfestelle für Asyl-
bewerber in Berlin im Februar 1987
beteiligt gewesen sein.

Tarek Mousli soll weiter behauptet
haben, daß Harald G. und Sabine
E. bei den Schüssen auf die Beine
des damaligen Vorsitzenden Richt-
ers des Bundesverwaltungsgerichts
Günter Korbmacher im Jahre 1987
beteiligt gewesen seien. Außerdem
soll Sabine im Jahre 1986 einen
Anschlag auf den einstigen Leiter
der Berliner Ausländerbehörde Har-
ald Hollenberg mitgewirkt haben –
strafrechtlich sind letztere Vorwürfe
nach Angaben der BAW verjährt.

Harald hat 1994 die Forschungsge-
sellschaft Flucht und Migration
(FFM) mit begründet. Die FFM ist
vor allem durch ihre kritische Re-
cherche und durch ihre Publikatio-
nen zu den Auswirkungen der Fest-
ung Europa auf Flüchtlinge in den
Grenzregionen sowie in den mittel-
und osteuropäischen Ländern be-
kannt geworden. In den mittlerweile
fünf Jahren FFM hatte Harald ent-
scheidenden Anteil an der Recher-
che- und Öffentlichkeitsarbeit. So
hat er die Dokumentationsstelle
“Menschenrechtsverletzungen an

der Grenze” mit aufgebaut. Er hat
den Versuch der staatlich erzwun-
genen Einbeziehung gesellschaftli-
cher Gruppen in die Ausgrenzung
von Flüchtungen und MigrantInnen
anhand der Verurteilungen von Ta-
xifahrerInnen an den östlichen
Grenzen Deutschlands recherchiert
und öffentlich gemacht. Zuletzt be-
teiligte er sich an der Beobachtung
eines Prozesses in Cottbus. Dort
stehen junge Nazis vor Gericht, die
im Februar 1999 einen algerischen

Flüchtling in Guben in den Tod ge-
hetzt hatten. Die Verhaftung von
Harald reißt nicht nur eine große
Lücke in die ohnehin personell
schwierige Situation der FFM, son-
dern auch in die flüchtlingsunter-
stützenden Netze wie den Flücht-
lingsrat Brandenburg, dem Harald
ebenfalls angehört. Eines seiner
künftigen, von ihm bereits mit vor-
bereiteten Projekte ist die Mitarbeit
am “Internationalen Menschen-
rechtsteam an der Grenze”; damit
soll die kritische Beobachtung der
polizeilichen Fahndungs- und Be-

Wer glaubt, ein
Knast steht ewig...
Zur Verhaftung von Axel H., Harald G. und Sabi-
ne E., zur Abschiebung von Frank L. und Alisia
L. und zur Erstürmung des MehringHofes

Knastdemo in Wuppertal am 15.1.00

Am Sonntag, 19. Dezember 1999, stürmten um 6.00 Uhr schwer bewaffnete Spezialeinheiten von
Polizei und Bundesgrenzschutz die Privatwohnungen von Axel H. und Harald G. in Berlin. Anschließend
wurden sie nach Karlsruhe gebracht, wo ihnen am 20.12.1999 Haftbefehle verkündet wurden. Im selben
Zusammenhang erfolgte in Frankfurt a.M. die Verhaftung von Sabine E.
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ten und politische Veranstaltungen
zu den verschiedensten Themen
stattfanden, die die Linke in den
80er Jahren bewegten. Nach Auflö-
sung des Kollektivs wurde der Ge-
winn in ein Schulbauprojekt in Ni-
caragua gesteckt und in eine Sei-
fenmanufaktur für salvadorianische
Flüchtlingsfrauen. Gegen Ende der
80er Jahre hatte Axel an der Er-
richtung eines kommunalen Radios
im Süden Nicaraguas mitgewirkt.
Bis zu seiner Verhaftung war er in
dem “Initiativkreis gegen den
Schlußstrich” aktiv, der sich in Ber-
lin im Zusammenhang mit dem ge-
planten Mahnmal für die ermorde-
ten europäischen Jüdinnen und Ju-
den gebildet hatte. Der Initiativkreis
wendet sich dagegen, dass mit
dem Holocaust-Mahnmal ein histo-
rischer Schlußstrich unter die deut-
sche Vergangenheit gezogen wird
und es als Symbol einer abge-
schlossenen Geschichte funktiona-
lisiert wird. Axel, wie viele andere
von uns, gehört jener Generation
an, für deren Politisierung die Aus-
einandersetzung mit den Verbre-
chen des Nationalsozialismus aus-
schlaggebend gewesen ist.

Bei der Erstürmung des Mehring-
Hofes nahmen die strafverfolgen-
den Behörden gezielt in Kauf, daß
durch die Durchsuchung wieder
einmal das politische und kulturelle
Projekt MehringHof, das über 30
Gruppen, Initiativen und Gewerbe-
betriebe unter seinem Dach vereint
und über 120 Menschen einen Ar-
beitsplatz bietet, zum Vorführ-Ob-
jekt verschiedener JournalistInnen
und PolitikerInnen wurde. Die
zwanzigjährige Geschichte des
MehringHofes steht für eine unab-
hängige, unbequeme und vielfälti-
ge Kultur des Protestes und für ein
Engagement für eine gerechte Ge-
sellschaft. Neben gewerblichen
Einrichtungen wie Verlagen, einer
Druckerei, einem Fahrradladen und
einem linken Buchladen finden hier
unterschiedliche soziale, kulturelle
und politische Initiativen Platz. In
der letzten Zeit hat der gesamte
MehringHof eine übergreifenden
Initiative für “Flüchtlinge ohne Pa-
piere” beschlossen. So entschie-
den sich anläßlich des 20-jährigen
Jubiläums alle MieterInnen für die
praktische Solidarität mit Flüchtlin-
gen, MigrantInnen und Illegalisier-
ten durch die Übernahme einer Pa-
tenschaft.

handlungspraxis gegenüber Flücht-
lingen an der östlichen Schengener
Außengrenze zum regulären Aufga-
benfeld international anerkannter
Menschenrechtsgruppen werden.

Axel ist mit dem MehringHof seit
seinem Bestehen eng verbunden.
Bevor er die Stelle als Hausmeister

antrat, war er Mitglied des Kneipen-
kollektivs Spectrum, das er seiner-
zeit mit gründete. Das legendäre
“Specci” war eine der ersten kollek-
tiv geführten Berliner Szeneknei-
pen und zog 1980 mit den ersten
Projekten in den MehringHof ein.
Das Spectrum war ein Ort, wo re-
gelmäßig Solidaritätskonzerte, -fe-

In einer Zeit,
• in der jährlich Zehntausende von Menschen an den Außengrenzen

Europas verhaftet, drangsaliert und zurückgeschoben werden,

• in der aufgrund der EU-Abschottungspolitik Tausende ums Leben
kommen,

• in der die rechte und rechtsextreme Mobilisierung politisch wie kultu-
rell einen für das Europa der Nachkriegszeit noch nie dagewesenen
Aufschwung erfahren hat,

• in der sich die rassistische Stigmatisierung und Ausgrenzung von
Flüchtlingen und MigrantInnen auf allen gesellschaftlichen Ebenen
zugespitzt hat,

• in der Menschen anderer Hautfarbe die berechtigte Angst haben, je-
derzeit Opfer eines rassistischen Angriffs zu werden,

• in der alleine aus Deutschland jährlich über 30.000 Menschen per
Flugzeug abgeschoben werden, 

• in der antisemitische Überfälle, Anschläge auf jüdische Friedhöfe, die
Schändung von Gedenkstätten erschreckend zunehmen,

• in der die Bundesregierung den ersten Angriffskrieg nach 1945 gegen
Jugoslawien mit Auschwitz rechtfertigt,

• in der sich eine unwürdige und schäbige Verhandlungstaktik von Sei-
ten der beteiligten Firmen über die Entschädigung für Zwangsarbei-
terinnen und Zwangsarbeiter hinzieht,

brauchen wir vielfältige Politikfor-
men, die diesen Entwicklungen ge-
gensteuern und sie aufhalten.
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JVA Wuppertal, 22.12.1999Hallo Ihr Lieben,
jetzt ist der MehringHof doch noch fast pünktlich zum 20-
Jährigen in die Schlagzeilen geraten, und die Massen scharen
sich schützend und diskutierend um und in ihm.Ich habe das
alles erst gestern beim Anwaltsbesuch erfahren und war da-
nach ganz aufgeregt. Selbst die Knackies, mit denen ich heu-
te sprechen konnte, wußten alle schon Bescheid und waren
tief beeindruckt. Sorry, so habe ich das natürlich nicht ge-
wollt, und ich entschuldige mich besonders bei den Kollegen
und Kolleginnen für die viele Arbeit, die dadurch angefallen
ist und beim ganzen Haus für die entstandenen Aufgeregthei-
ten.. Aber ganz im Ernst, der Anlaß ist natürlich alles an-
dere als heiter, eher schon absurdes Theater mit viel
Sprechgesang eines Mistkäfers, Kettengerassel und vermutlich
ohne happy-end. Oder vielleicht doch, gerade höre ich in den
Nachrichten, daß Herr Schneider Weihnachten doch in Freiheit
feiern kann und sich mit Altbundeskanzler Kohl Heiligabend
zu einem langandauernden Zungenkuß verabredet hat, nach ge-
fülltem Saumagen, versteht sich.
Über mein alptraumhaftes Erwachen an besagtem Sonntagmorgen,
auch meine Freundin durfte nicht weiterschlafen, der weniger
traumhaften Fahrt in standesgemäßer Kutsche, mit vorweg und
hintennach Schutz, mit blauen techno-spots (sind eben hip
diese durchtrainierten, sonnenbebrillten base- cap-Jungmän-
ner) und ultramodernem Ganzsicherheitsgurt quer durch die
Republik, mit Station in Karlsruhe bis ins Tal der Wupper,
wird Euch (Tommy) schon berichtet haben. Heute bin ich hier
zu den “schweren Jungs” verlegt worden. Etwas zweischneidig,
aber zunächst viel erträglicher als meine erste Bleibe, wo
Ekelgefühle in mir hochkamen. Hier ist’s leidlich frisch re-
noviert, Fernsehgerät und Radio auf der Zelle sind von der
Anstalt gestellt, die “Jungs” und auch die Bediensteten sind
umgänglicher. Alles in allem intimer, da kleiner, dafür et-
was abgeschlossener, vor Einbrüchen und Überfällen durch Ka-
meras abgesichert und durchs geöffnete Fenster können keine
lästigen Insekten eindringen, dafür brauche ich auch keine
Sonnenbrille.
Heute hatte ich schon meinen ersten Einkauf und habe für
fast 300 Taler konsumiert (Rechnung auf MehringHof war lei-
der nicht möglich). Jetzt können sie kommen, die fetten Jah-
resendtage, und ich kann sogar 3 Wochen feiern bis zum
nächsten Kaufmannsbesuch, dann wird Euch in etwa auch dieser
Brief erreichen, wenn überhaupt, aber das ist ja schon im
nächsten Jahrtausend.
Seid nicht traurig über das abrupte Verschwinden eines alten
Kollegen, Hausmeisters und Genossen, auch ich habe jetzt
schon große Sehnsucht nach Euch und anderen auch.Dank für Eure solidarische Haltung und bis gleich.-Axel.

Zum Sonder-Be-
weismittel des
Bundeskriminal-
amts und der
Bundesanwalt-
schaft: “Kronzeu-
ge”Tarek Mousli
Die Durchsuchung des Mehring-
Hofs und die Haftbefehle beruhen –
nach Angaben der Ermittlungs-
behörden – ausschließlich auf den
Anschuldigungen des “Kronzeu-
gen” Tarek Mousli. Der Vorwurf,
dass im MehringHof Sprengstoff
und Waffen gelagert wären, wurde
bereits zu Beginn der Polizeiaktion
zu einem Schlag ins Wasser: im
MehringHof wurde nichts davon
gefunden. Tarek Mousli hat sich of-
fensichtlich als “Kronzeuge” den Er-
mittlungsbehörden angedient, be-
lastet sich selbst und hofft nun dar-
auf, durch Angaben, die andere be-
lasten, ungeschoren davon zu
kommen.

Diesen Rollenwandel im laufenden
Ermittlungsverfahren versucht die
Bundesanwaltschaft (BAW) mit Hil-
fe der am 31.12.1999 ausgelaufe-
nen Kronzeugenregelung durchzu-
setzen. Die Mehrheit der Richter-
und Anwaltschaft bezeichnet den
Rollenwandel vom potentiellen An-
geklagten zum Zeugen der Ankla-
ge wie insgesamt die Kronzeugen-
regelung als Verstoß gegen ein fun-
damentales strafprozessuales Prin-
zip. Kronzeugen werden von den
Ermittlungsbehörden bei so ge-
nanntem Ermittlungsnotstand auf-
gebaut, das heißt in Situationen, in
denen es keine Beweismittel gibt.
Die strafverfolgenden Behörden
verhören den Kronzeugen während
der Ermittlungen und Strafprozes-
se weiter und können sie, die sich
auf das Versprechen des Strafer-
lasses und des späteren Zeugen-
schutzprogramms eingelassen ha-
ben und sich in absoluter Abhän-
gigkeit von seinen Verhörern befin-
den, je nach Opportunität auf neue
Fährten setzen. Damit ist der Mani-
pulation der Ermittlungsverfahren
und der Strafprozesse durch BKA,
BAW und andere Behörden Tür
und Tor geöffnet. Sie verschaffen
sich damit ein von ihnen selbst kon-
trolliertes Instrument der Beweis-
produktion.

Schreibt den Gefangenen, sie brauchen unsere
Unterstützung und Solidarität!

Write to the prisoners, they need our support
and solidarity

an Axel Haug / Harald Glöde

über:

Generalbundesanwaltschaft

z.Hd. Staatsanwalt Monka

Brauerstr. 30

D - 76137 Karlsruhe

an Sabine E.: Über das Solidaritätsbüro - letters to Sabine will be forwar-

ded via the contact-address above)
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setzten Gutscheine statt Bargeld
und die Abschiebungen in Folter-
staaten durch.

Zu einem ersten Fanal wurde
1983 der Tod von Kemal Cemal Al-
tun: Er hatte sich nach Ablehnung
seines Asylantrages aus dem
Fenster des Bundesverwaltungs-
gerichtes (Berlin) gestürzt, um sei-
ner Abschiebung in die Türkei zu
entgehen. In der Neujahrsnacht

Wir fordern die sofortige und bedingungslose Freilassung von Axel H.,
Harald G. und Sabine E. und protestieren gegen die Abschiebung von

Frank L. und Alicia L.!

In der Praxis hat dieses Sonder-Be-
weismittel mehrfach dazu geführt,
dass die Kronzeugen in den Straf-
verfahren angesichts ihrer sinken-
den Glaubwürdigkeit immer absur-
dere Beschuldigungen vorbrachten.
Denn sie klammern sich in ihrer
Angst, den Erwartungen der Justiz
nicht entsprechen zu können, an
das Versprechen, dass der Straf-
nachlass um so höher ausfallen
wird, je gravierender die Taten sind,
von denen Kronzeugen angeblich
sprechen können.

Die Partei der Grünen, die im Vor-
wahlkampf zu den letzten Bundes-
tagswahlen die ersatzlose Strei-
chung nicht nur der Kronzeugenre-
gelung, sondern auch des Paragra-
fen 129 a und aller anderen politi-
schen Sondergesetze der 70er
Jahre beantragte, schrieb am
11.12.1997 zur Kronzeugenrege-
lung: “Sie provoziert zum einen
Falschaussagen und eröffnet die
Möglichkeit der Einflussnahme
durch die Ermittlungsbehörden auf
den Zeugen. Dies wird eindrücklich

durch den Fall Nonne belegt, der im
Zusammenhang mit der Aufklärung
des Mordes an Alfred Herrhausen
steht. Nonne widerrief seine bereits
zuvor gestandene Beteiligung an
dem Anschlag und seine Angaben
über den Tathergang und die Tatbe-
teiligten. Seine Falschaussagen
seien unter Druck der Ermittlungs-
behörden mit Geldzusagen veran-
lasst worden.”

Bündnis für Freilassung

Ein logiscEin logisch h 
funktionierenderfunktionierender,,

rassistiscrassistischerher
VVerwaltungsapparaterwaltungsapparat

Zum historischen und
aktuellen Hintergrund
Ohne die Absicht, die Geschichte
linker Gruppen und Bewegungen
im Moment der Repression stell-
vertretend zu schreiben, sind den-
noch folgende Anmerkungen an-
gebracht.

Die vorgeworfenen Aktionen rich-
teten sich gegen die staatliche
Flüchtlingspolitik und fanden
1986/87 zu einem Zeitpunkt statt,
als die Regierung, viele Politiker,
Behörden und Medien das durch-
zusetzen begannen, was heute
barbarischer Alltag geworden ist:
Im Rahmen regelrechter Kampa-
gnen setzten sie damals Abschie-
beknäste und Sammellager ein,
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Papiere); als Reaktion auf die Auf-
hebung des Abschiebestopps in
den Libanon, autonome und kirch-
liche Gruppen protestierten auf
den Flughäfen gegen Abschiebun-
gen; die RZ griffen mit militanten
Aktionen ein; Stadtteilgruppen
kauften die Gutscheine der Flücht-
linge auf und übten durch Blocka-
den der Supermarktkassen Druck
auf die Lebensmittelketten aus,
damit der Senat den Flüchtlingen
wieder Geld auszahlte; Flücht-
lingsgruppen organisierten Bera-
tung, suchten die Lager auf und
machten die unglaublich misera-
blen Zustände dort öffentlich, er-
teilten den Flüchtlingen Sprachun-
terricht und durchbrachen so die
soziale Isolation. Das Verhältnis
zwischen all diesen Gruppen war
keineswegs widerspruchsfrei,
dennoch war man/frau in einen
gemeinsamen Prozeß eingebun-
den, der von vielen Auseinander-
setzungen und Diskussionen ge-
kennzeichnet war.

Es ist aufschlussreich, die Er-
klärungen der RZ zu den Anschlä-
gen auch jenseits der Frage nach
der Art ihrer Aktionen zu lesen
und in den Kontext der aktuellen
deutsch-europäischen, inzwi-
schen globalisierten Politik der
Flüchtlingsabwehr und Migrations-
verhinderung zu stellen. Denn
nicht nur denjenigen, die diese
Diskussionen der 80er Jahre mit
geführt und den Protest gegen die
Anfänge der Flüchtlingspolitik der
BRD mit getragen haben, sondern
auch Jüngeren drängen sich Kon-
tinuitäten auf, was den Ausbau der
Festung Europa anbelangt. Bei ei-
nem Rückblick scheinen freilich
auch Diskontinuitäten und zahlrei-
che neue Ansätze in der Praxis

1983/84 verbrannten sechs
Flüchtlinge in Abschiebehaft in Po-
lizeiarrestzellen am Berliner Augu-
staplatz (Abschiebeknäste waren
damals noch nicht etabliert). Sie
hatten gegen ihre Einkerkerung,
die Überbelegung und die men-
schenunwürdige Behandlung pro-
testieren wollen. Ihre Wärter wa-
ren nicht zur Stelle, um ihnen
während des Brands aufzusch-
ließen. Einzelne Behörden und
Beamte setzten die staatlichen
und medialen Hetzvorgaben mit
eigener Energie und rassisti-
schem Vorsatz in eine Flüchtlings-
politik um, zu einer Zeit, als sie
noch nicht vollends in Spezialge-
setze gegossen war.

Das Loch in der Mauer
1986 betrieb der Berliner Senat -
bundesweit mit einer so genann-
ten Sommerkampagne vorpre-
schend - eine Zuspitzung der Si-
tuation. Die Berliner Polizeibehör-
den nahmen internationale Span-
nungen zum Anlass, alle Berliner
Flüchtlingsheime in Großrazzien
zu durchkämmen und besonders
alle Flüchtlinge aus dem arabi-
schen Raum zu kontrollieren. Die
Nord-Süd-U-Bahn, die an der Ost-
berliner Friedrichstraße hielt, wur-
de zum Ort tagelanger Polizei-
manöver, bei der alle mitfahrenden
ImmigrantInnen und Flüchtlinge –
als “ausländisch Aussehende”
stigmatisiert – kontrolliert werden
sollten. Schließlich bewog die
BRD die DDR dazu, das “Loch in
der Mauer” für Flüchtlinge zu stop-
fen, die keinen anderen legalen
Weg in die BRD mehr hatten als
die nichtregistrierte Einreise über
den damaligen Grenzbahnhof
Friedrichstraße. Die Senatoren
Kewenig und Lummer wollten mit
der massenhaften Abschiebung
von Palästinensern in den libane-
sischen Bürgerkrieg ein grausa-
mes Exempel für die künftige Ab-
schiebepolitik statuieren.

1986/87 engagierte sich ein brei-
tes politisches Spektrum gegen
die Razzien und für das Bleibe-
recht der Flüchtlinge, sowie für ih-
re menschenwürdige Unterbrin-
gung, Verpflegung und gegen ihre
gesellschaftliche Ausgrenzung
und Isolation: in Berlin z.B. wurde
die “Aktion Fluchtburg” initiiert
(Verstecken von Menschen ohne

und Diskussion antirassistischer
und flüchtlingspolitischer Gruppen
heute auf.

Ihre militanten Aktionen waren vor
allem in Bereichen angesiedelt,
die Brennpunkte aktueller Ausein-
andersetzungen waren. Dies galt
auch für den Bereich der Flücht-
lings- und Asylpolitik in den 80er
Jahren. Die Aktionen in diesem
Bereich zielten vor allem auf
Sachbeschädigungen ab. Dazu
zählten ein Anschlag gegen das
Ausländerzentralregister (AZR) in
Köln (September 1986) ebenso
wie gegen die Außenstelle des
Bundesamtes für die Anerken-
nung von Flüchtlingen in Dort-
mund (September 1987) oder ge-
gen die Zentrale Sozialhilfestelle
für Asylbewerber in Berlin (Febru-
ar 1987). Anspruch dieser Aktio-
nen, bei denen zumeist Akten und
Datenbestände vernichtet wurden,
war es, “Flüchtlingen einen Raum
[zu] verschaffen, der nicht mehr
staatlich kontrolliert und reglemen-
tiert wird.”

Ein logisch funktionie-
render, rassistischer
Verwaltungsapparat 
Zur Lebenssituation von Asylbe-
werberInnen in Berlin und andern-
orts findet sich in der Erklärung
zum Anschlag auf die Zentrale So-
zialhilfestelle für Asylbewerber
(ZSA): ”Der auf niedrigstem Ni-
veau eingeengte Lebensstandard
und die Mißachtung elementarer
Hilfeleistungen (...) ist nicht der
Gipfel der Willkür, sondern die Me-
thode eines logisch funktionieren-
den, rassistischen Verwaltungsap-
parates.”

Mit der heutigen Zwangsunterbrin-
gung in Sammelunterkünften, der
Kürzung des Sozialhilfesatzes um
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mindestens 30 Prozent und seit ei-
nem Jahr der Politik des regel-
rechten Aushungerns bestimmter
Flüchtlingsgruppen  (Kriegsflücht-
linge aus Ex-Jugoslawien, beson-
ders dem Kosovo) haben sich die
Existenzbedingungen der Flücht-
linge weiter verschärft. Die Ar-
beits- und Bildungsverbote, die
rassistische Schikane in den
Behörden, eine gesundheitliche
Mangelversorgung bis hin zur
Streichung jeglicher medizinischer
Versorgung und die Einschrän-
kung der Bewegungsfreiheit über
die Residenzpflicht sind nur einige
Facetten eines Systems, das die
Vertreibung von nicht erwünsch-
ten Menschen mit dem Mittel der
Sozialpolitik durchsetzt.

In der Erklärung zum Anschlag auf
den Vorsitzenden Richter am Bun-
desverwaltungsgericht Korbma-
cher (September 1987) kann
man/frau zum alten Grundge-
setzartikel 16 lesen: “Das Asyl-
recht ist seinem Wesen nach eben
nicht einklagbares Individualrecht
konzipiert worden - vielmehr ist es
von vornherein allen opportunen
staatlichen Auslegungen und im-
perialistischen Dispositionen
geöffnet worden und daher in sei-
nem Kern ein Staatsschutzrecht.
Folglich geht es heute nicht um
seine Aushöhlung, sondern um
seine Modernisierung zu einem
paßgenauen Instrument imperia-
ler Flüchtlingspolitik.” Korbmacher
hatte in Urteilen gegen TamilInnen
und KurdInnen Mitte der 80er Jah-

re die Linie vorgegeben: “Folter
und Völkermord, die der ‚Abwehr
von Umsturzversuchen oder Ge-
bietsabtrennungen dienen‘, sind
keine politische Verfolgung, son-
dern notwendig, ‚denn der Staat
selbst, sein Gebietsbestand und
seine Grundordnung sind Schutz-
güter‘.”

Die tödlichen Folgen
der Abschottungspolitik
Jahre nach dem vielfältigen Wider-
stand gegen die staatliche Flücht-
lings- und Asylpolitik hat die Bun-
desregierung unter Zustimmung
einer großen Bundestagsmehrheit
und begleitet von Medienhetze
und Pogromen das Asylrecht fak-
tisch abgeschafft. Innenminister
Schily unternimmt derzeit Vor-
stöße, die allerletzten formalrecht-
lichen Reste des Asylrechts zu
schleifen und die Aufnahme abge-
zählter Flüchtlingskontigente in
die Krieg- und Aggressionspolitik
der EU zu integrieren.

Die tödlichen Folgen dieser in Ju-
stiz und Verwaltung eingespielten
Abschottungspolitik und Abschie-
bungspraxis lassen sich belegen:
an allen deutschen Grenzen star-
ben seit der Grundgesetz-
änderung 1993 bis heute 113
Menschen beim Versuch, heimlich
einzureisen; davon allein 87 an
den deutschen Ost-Grenzen, 78
Abschiebehäftlinge begingen an-
gesichts der drohenden Abschie-
bung Selbstmord oder starben bei

dem Versuch vor der Abschiebung
zu fliehen, mindestens 185 wur-
den bei einem Selbstmordversuch
schwer verletzt; 5 Menschen star-
ben während ihrer Abschiebung
aufgrund von Mißhandlungen
durch deutsche Beamte, 97 Abge-
schobene wurden verletzt; 9 Per-
sonen wurden nach der Abschie-
bung im Heimatland ermordet,
mindestens 239 wurden von Mi-
litärangehörigen oder Polizeibe-
amten im Herkunftsland verhaftet,
mißhandelt oder gar gefoltert, 33
der Abgeschobenen verschwan-
den spurlos..Europaweit sind über
1700 Tote entlang der EU-Außen-
grenzen dokumentiert, ein Groß-
teil von ihnen ertrank bei Schiff-
brüchen im Mittelmeer. Die
tatsächlichen Zahlen dürften um
vieles höher liegen.

Die EU ist dabei, ihr Flüchtlings-
konzept zu erweitern und nicht nur
auf Osteuropa und die Transitstaa-
ten, sondern auch - über die auf
dem EU-Sondergipfel im Oktober
1999 in finnischen Tampere verab-
schiedeten “Aktionspläne”- welt-
weit bis in die “Flüchtlinge produ-
zierenden” Kriegs-, Bürgerkriegs-,
Krisen- und Elendsgebiete auszu-
dehnen. Die EU bereitet sich in-
zwischen darauf vor,  auch mi-
litärisch in ihre von ihr reklamier-
ten Hinterhöfe und Einfluss-
Sphären militärisch einzugreifen,
um eine Regionalisierung von
Flucht und Migration zu erzwingen
und Menschen auf der Flucht in
geschlossene Flüchtlingslager
umzuleiten und mit Waffengewalt
festzuhalten.
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blaue Scheine für die Freilassung
von Axel, Harald und Sabine! 

Liebe Leute,
seit dem 19.12.99 sitzen Axel, Harald und Sabine nun schon in U-Haft - auf Basis des terroristischen Para-
graphen 129a und auf Grundlage der notorischen Kronzeugenregelung. Laut Bundesanwaltschaft (BAW)
sollen die drei Mitglieder der RZ sein, vorgeworfen wird ihnen eine Beteiligung an militanten Aktionen ge-
gen die staatliche Flüchtlingspolitik aus den Jahren 1986/87.

Sie sitzen in den Knästen in Wuppertal (Axel), Düsseldorf (Harald) und Frankfurt/M (Sabine). Natürlich müs-
sen sie so schnell als möglich wieder raus aus der staatlichen Gefangenschaft und Isolation. Sie gehören
in den Mehringhof, zu ihren FreundInnen und KollegInnen, in die Projekte, an denen sie arbeiten.

In Solidarität mit den dreien hat sich eine Kampagne formiert, die eine breite Öffentlichkeit informieren und
mobilisieren will, um politisch Druck zu machen und die Freilassung der drei zu beschleunigen. Im Rahmen
dieser Kampagne soll der repressive 129a und die Kronzeugenregelung attackiert werden. Die staatliche
Flüchtlingspolitik der 80er Jahre war Wegbereiter der heutigen rassistischen Durchstrukturierung in
Deutschland und Europa. Dies wird ebenso thematisiert werden wie die dagegen gerichteten vielschichti-
gen Widerstandsformen der letzten 15 Jahre.

Für die Unterstützungsarbeit in diesem Jahr brauchen wir natürlich auch Geld, sehr viel Geld. Allein
die monatlichen Honorare für mehrere AnwältInnen, deren Reisekosten in die Knäste sowie Kosten
für die Kampagnen- und Öffentlichkeitsarbeit machen vorsichtig geschätzt 10.000 DM pro Monat:

Das sind 12 x 10.000 DM = 120.000 DM
eine Menge Geld, und gegenwärtig laufen bereits einige Soli-Aktivitäten aus Mehringhof, Projekten, Häu-
seren und von Einzelpersonen. Dies wird allein jedoch nicht reichen, deswegen haben wir eine è Idee, de-
ren Gelingen aber von Euch abhängt.

Fünf FreundInnen sollt Ihr sein!
Wenn 200 Leute aus dem Umfeld des Mehringhofes bzw. von Axel, Harald und Sabine je vier FreundInnen,
GenossInnen, KollegInnnen, Partner, Bekannte, Verwandte etc. ansprechen, sie sollen Einhundert Mark für
die Freilassung und Kampagne spenden, dann haben wir 100.000 DM - eine gute Grundlage, um die drei
aus dem Knast zu holen.

Nochmal: 200 x 5 x 100,- = 100.000,- DM

Alsowenn Ihr Axel, Harald und Sabine und die Kampagne unterstützen wollt, dann sprecht vier Leu-
te aus Eurem Umfeld an (aber keinen von den anderen 200!), gewinnt sie für die Kampagne und

überweist die 500,- DM auf folgendes Konto:

Martin Poell, Kto-Nr. 2705-104,

BLZ 100 100 10, Postbank Berlin,

Stichwort “Freilassung”

oder gebt das Geld bar im Buchladen “Schwarze Risse” ab.

Sie fehlen uns als GenossInnen, FreundInnen und KollegInnen 

Ihre Projekte im Mehringhof brauchen sie 

Weg mit dem 129a-Terror

9
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Tarek M. - Der letzte
„Kronzeuge“ der BRD
Einige Informationen zum Kronzeugenprogramm

Im Falle von Kronzeugen, so der Rechtsanwalt Rolf
Gössner, sei »besondere Vorsicht angebracht, da
diese Zeugen höchst problematisch sind:· Sie sind
selbst straffällig geworden und belasten Menschen
um eigener Vorteile willen. Sie erhalten für ihre be-

lastenden Zeugenaussagen Vergünstigungen im
eigenen Strafverfahren, werden mit Hilfe des sog.
Zeugenschutzprogramms vor Racheakten ge-
schützt, erhalten Geld und ggf. ein “neues” Leben
(Legende,Tarnpapiere etc.).

Kronzeugen (richtiger: Staats-
schutzzeugen; Zeugen der Ankla-
ge) sind lediglich· in sog. Terroris-
musverfahren (nach § 129a StGB),·
in Drogenprozessen (BTM-Verfah-
ren) sowie seit 1994 auch· in Ver-
fahren wegen bestimmter organi-
siert begangener Straftaten (§ 129
StGB “kriminelle Vereinigung”) zu-
gelassen.

Die prinzipiellen rechtlichen und
rechtspolitischen Bedenken und
Einwände gegen diese Art von Zeu-
gen, wie sie auch im straf- und
strafverfahrensrechtlichen Schrift-
tum überwiegend zum Ausdruck
kommen, lassen sich so zusam-
menfassen:

1) Die Privilegierung des Kronzeu-
gen verstößt gegen eine Reihe
von verfassungsrechtlichen Prin-
zipien, so gegen das Rechts-
staats- (Art. 20 GG), das Verhält-
nismäßigkeits- und Gleichheit-
sprinzip (Art. 3 I GG). Letztge-
nannter Verfassungsgrundsatz
ist dadurch verletzt, daß der
Kronzeuge durch die Gewährung
von Straffreiheit oder Strafmilde-
rung im Vergleich zu seinen Mit-
tätern und zu anderen Straftä-
tern bevorzugt, also ungleich be-
handelt wird. Diese Ungleichbe-
handlung per Sondergesetz, wie
es die Kronzeugenregelung dar-
stellt, ist willkürlich und kann
auch nicht mit der Formel etwa
von der “besonderen Gefährlich-
keit des Terrorismus” sachlich
begründet werden.

2) Die gesetzliche Zulassung des
Kronzeugen verstößt auch ge-
gen eine Reihe von strafprozes-
sualen Prinzipien: So wird das
sog. Legalitätsprinzip durchbro-
chen, wonach die Staatsanwalt-
schaft zur Verfolgung jeder

Straftat ohne Ansehen der Per-
son verpflichtet ist (§ 152 II St-
PO); zumindest die Nichtverfol-
gung bzw. Straffreistellung von
Kronzeugen, die meist selbst in
schwerwiegende Straftaten ver-
wickelt sind, bedeutet praktisch
eine Freistellung vom Legalitäts-
grundsatz. Die Einführung von
Kronzeugen als Hauptbela-
stungszeugen ist geeignet, die
Hauptverhandlung zu entwerten
und die Verteidigung zu erschwe-
ren. Nach Auffassung mancher
Kritiker wird dadurch das
“Rechtsbewußtsein der Allge-
meinheit empfindlich erschüt-
tert...” (...)

3) Der Kronzeuge ist das Gegenteil
eines klassischen Zeugen:
Selbst tief in Schuld verstrickt,
kauft er sich durch den Verrat
seiner (ehemaligen) Mitstreiter
vom Staat frei, der seinerseits
bei Terrorismusbekämpfung (und
auch bei der Bekämpfung der
“Organisierten Kriminalität”) un-
ter besonderem Erfolgszwang
steht.

4) Es ist· ein Handel, der in der Re-
gel in Untersuchungshaft, zu-
meist unter isolierenden Haftbe-
dingungen, angebahnt und per-
fekt gemacht wird - also in einer
örtlichen und psychischen Situa-
tion, in der die Grenzen zwischen
Versprechen eines Vorteils, Täu-
schung und Unterdrucksetzen
äußerst fließend sind (§ 136a St-
PO, Verbotene Vernehmungsme-
thoden) und in der ausschließlich
die eine Seite, nämlich die staat-
liche, die Bedingungen diktiert;·
ein Handel, der den frisch gekür-
ten Kronzeugen vom Mitbeschul-
digten zum Ermittlungsgehilfen
der Staatsanwaltschaft und Poli-

zei transformiert, ihn in den
staatlichen Verfolgungsapparat
integriert, dem repressiven und
präventiven Staatsschutz nutz-
bar macht und so gegen das Ver-
bot des Rollentausches vom Be-
schuldigten zum Zeugen und
zum Fahndungsinstrument ver-
stößt;· ein Handel, der die oh-
nehin kaum gewährleistete Waf-
fengleichheit im Strafprozeß voll-
ends zum Kippen bringt, “da der
Kronzeuge als reines Ermitt-
lungsinstrument ausschließlich
Überführungszwecken dient”
(...). Diese Wirkung wird noch
verstärkt, wenn solche Zeugen
aus “Sicherheitsgründen”, “Grün-
den des Staatswohls” oder we-
gen angeblicher “Unerreichbar-
keit” dem Gericht und den Pro-
zeßbeteiligten vorenthalten wer-
den und ihre Aussagen lediglich
per Vernehmungsprotokoll oder
als “Zeugen vom Hörensagen” in
die Hauptverhandlung eingeführt
werden. Eine Überprüfung der
Glaubwürdigkeit des Kronzeu-
gen durch die Angeklagten und
ihre Verteidigung wird in solchen
Fällen praktisch verhindert.

5) Eines der gewichtigsten Beden-
ken gegen die Figur des Kron-
zeugen ist die mangelnde Glaub-
würdigkeit jener “gekauften Zeu-
gen”, wie sie bisweilen genannt
werden. Dieser in der Figur des
Kronzeugen bereits angelegte
Mangel müßte ihre Aussagen,
die nicht selten wie Fahndungs-
expertisen klingen, eigentlich für
ein rechtsstaatlich-faires Verfah-
ren von vornherein wertlos ma-
chen.Auch der Praxiskommentar
zur StPO von Kleinknecht/Mey-
er-Goßner geht davon aus, daß
“stets starke Zweifel an der
Glaubwürdigkeit der Angaben ei-
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nes Kronzeugen, der sich durch
seine Aussage erhebliche Vortei-
le erwerben will, bestehen müs-
sen” (...). Das verständliche In-
teresse an Straffreiheit oder zu-
mindest an milder Beurteilung
durch das Gericht, das existenti-
elle Interesse an dem Schutz
und der Unterstützung durch die
Sicherheitsorgane - diese Inter-
essenkonstellation und hochgra-
dige Abhängigkeit von staatli-
chen Instanzen erzeugt einen
ungeheuren Druck und damit
auch die Gefahr, letztlich mehr
zu sagen, als man weiß. Wo der
Verrat um des eigenen persönli-
chen Vorteils willen gefordert
wird, da sind falsche Bezichti-
gungen geradezu vorprogram-
miert. Der Warencharakter sol-
cher Aussagen liegt in der Natur
der Kronzeugenschaft. Der Be-
weiswert eines solchen Staats-
zeugen sinkt letztlich gegen Null
- eine gerichtlich nur selten und
unvollkommen gewürdigte Tatsa-
che, die etliche “Terrorismus”-
Verfahren, zusätzlich zu anderen
gründen, gelinde gesagt, erheb-
lich ins Zwielicht gebracht hat.
Dieser Leistungsdruck ist auf-
grund von existentieller Abhän-
gigkeit, aufgrund des ureigenen
Interesses, möglichst ungescho-
ren aus dem eigenen Verfahren
herauszukommen und die Vortei-
le des Verrats zu erlangen, ist
charakteristisch für die Kronzeu-
gen-Rolle.Prinzipiell sind die
Aussagen von Kronzeugen als

einzige Belastungszeugen, die
unter enormem Druck stehen, al-
so nur mit Vorsicht zu genießen:
Ihre Aussagen sind, was die
Glaubwürdigkeit anbelangt, in
Relation zu setzen zu den Ver-
günstigungen, die sie von staatli-
cher Seite erhalten - etwa Ver-
günstigungen im Zusammen-
hang mit ihrem eigenen Strafver-
fahren, mit gemäßigten Haftbe-
dingungen bzw. mit Haftverscho-
nung, mit finanziellen Zuwen-
dungen zur Gründung einer neu-
en Existenz - Wohnungen, ggf.
an wechselnden Orten, Arbeits-
platz, Verpflegung, Kleidung,
staatliches Salär zum Lebensun-
terhalt -, mit aufwendigen
Schutzmaßnahmen - neue Iden-
tität, Operationen, Bodyguards
(Zeugenschutzprogramm); und
dahinter immer die Angst, mögli-
cherweise fallengelassen zu
werden. Diese Umstände sind in
der Beweiswürdigung äußerst
gründlich zu berücksichtigen und
entsprechend abzuwägen.Die
Kronzeugenregelung degradiert
den zum Kronzeugen gekürten
Belastungszeugen praktisch in
rechtsethisch nicht vertretbarer
Weise zum Objekt staatlichen
handelns im Interesse unbeding-
ten Strafverfolgungswillens.
Nicht zuletzt aus diesen gründen
sollte die Kronzeugenregelung
abgeschafft werden, statt sie,
wie inzwischen geschehen, auch
noch auf andere Deliktsbereiche
auszudehnen.Der von der RAF

ermordete Generalbun-
desanwalt Siegfried Bub-
ack hatte Recht, als er im
Februar 1976 im Wo-
chenmagazin “Der Spie-
gel” bekannte: “Ich bin
(...) ein entschiedener
Gegner der Kronzeugen-
lösung, weil ich sie für ei-
ne ganz unnötige Kapitu-
lation des Rechtsstaats
halte.”»

(aus: Rolf Gössner 1999:
Erste Rechts-Hilfe, Göttin-

gen)

Mittlerweile (31.12.1999) ist
das Kronzeugenprogramm
ausgelaufen. Tarek M. dürf-
te damit zu den letzten Op-
fern dieser indiskutablen ju-
ristischen Regelung
gehören - und zu den letz-
ten Tätern, soweit er Men-
schen beschuldigt hat und
dies weiter tut.

SolipartySoliparty für Axel,  Sabine  und Harald

amam SSaa,, 26.26. Feb.Feb. imim EEXX
mit JJuuddiitthh’’ss  KKrriissee

und 11..  FFLLCC  SScchhwwaarrzz--RRoott  FFrriieeddrriicchhsshhaaiinn

Im Mehringhof, Gneisenaustraße 2a

22000000

Einlass: 20.00 Uhr  
Beginn: 20.30 Uhr

Eintritt/Spende: 
5,-/10,-/15,-,

je nach Puste 
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Spenden: Martin Poell * Postbank Berlin * BLZ 10010010 * Konto 2705-104 * Stichwort „Freilassung“ 
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